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Gegensand der erneuten Planoffenlage stellt nur die Änderung der zeichnerischen Festsetzung 
der überbaubaren Grundstücksflächen dar. 

Stellungnahmen sind nur zu den geänderten Inhalten des Bebauungsplanentwurfs möglich. 

 

Die Textfestsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nr. 2“ werden für den Geltungsbereich 

der 12. Änderung durch nachfolgende Textfestsetzungen vollständig ergänzt. 

 

1.  Bauplanungsrechtliche Festsetzungen (§9 BauGB) 
 
1.1 Art der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Folgende Nutzungen sind im Geltungsbereich des Bebauungsplans zulässig: 

1.1.1 Reines Wohngebiet – WR (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §3 BauNVO) 

Im reinen Wohngebiet (WR) sind gem. §3 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO nur Wohngebäude 

zulässig.  

1.1.2 Allgemeines Wohngebiet – WA (§9 Abs. 1 Nr. BauGB i.V.m. §4 BauNVO) 

Allgemein zulässig sind:  

• Wohngebäude 

• Die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe,  

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.  

Ausnahmsweise können gem. §4 Abs. 3 BauNVO zugelassen werden:  

• Betriebe des Beherbergungsgewerbes (§4 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO), 

• sonstige nicht störende Gewerbebetriebe (§4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO), 

• Anlagen für Verwaltungen (§4 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO). 

Unzulässig sind gem. §4 Abs. 3 BauNVO:  

• Gartenbaubetriebe (§4 Abs. 3 Nr. 4 BauNVO), 

• Tankstellen (§4 Abs. 3 Nr. 5 BauNVO). 

 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §16 bis 21a BauNVO) 

1.2.1. Das Maß der baulichen Nutzung ist in den Baugebieten WR und WA durch die 

Grundflächenzahl (gem. §16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO), die Geschossflächenzahl und die 

zulässige Anzahl an Vollgeschossen (gem. §16 Abs. 2 i.V.m. §19 Abs. 4 S. 3 
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BauNVO) festgesetzt. Die jeweiligen Festsetzungen sind der Nutzungsschablone in 

der Planzeichnung zu entnehmen.  

1.2.2 Höhe baulicher Anlagen im Baugebiet WR (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §16 Abs. 2 

Nr. 4 und §18 BauNVO): 
Bezugspunkt für die Ermittlung der Traufhöhen ist die Oberkante des 

Oberflächenbelags der ausgebauten Erschließungsstraße, gemessen an der vorderen 

Grundstücksgrenze in der Grundstücksmitte. Das Maß der baulichen Nutzung wird im 

Baugebiet WR durch die maximal zulässige Traufhöhe von 6,5m festgesetzt. Die 

Traufhöhe (TH) ist das Maß zwischen Bezugspunkt und Schnittpunkt der 

Gebäudeaußenwand mit der Oberkante Dachhaut auf der traufständigen Seite.   

  

1.3 Bauweise (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §22 BauNVO) 

1.3.1 Im gesamten Geltungsbereich wird die offene Bauweise festgesetzt. Im festgesetzten 

Baugebiet WR sind folgende Hausformen gem. §22 Abs. 2 BauNVO zulässig: 

• Baugebiet WR:  Einzelhäuser. 

 

1.3.2 Im Baugebiet WR ist die Stellung der baulichen Anlagen durch die Festsetzung der 

Hauptfirstrichtung vorgegeben.  

 

1.4 Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen (§9 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. §12 Abs. 2 und §21a 
BauNVO) 

1.4.1 Garagen (einschließlich Carports), Stellplätze und Nebenanlagen sind auch außerhalb 

der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, sofern landesrechtliche 

Bestimmungen dem nicht entgegenstehen.  

1.4.2 Im Baugebiet WR sind Garagen und Stellplätze nur zwischen der 

Straßenbegrenzungslinie und der Hinterkante des Wohngebäudes beziehungsweise 

der seitlichen Verlängerung dieser Linie bis an die seitlichen Grundstücksgrenzen 

zulässig. 

1.4.3 In den Baugebieten WR und WA sind Garagen und Carports (überdachte Stellplätze) 

mit ihrer Zufahrtsseite mindestens 5,0 m von der Straßenbegrenzungslinie 

zurückgesetzt zu errichten. 

Offene Stellplätze sind auch im Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und 

überbaubarer Grundstücksfläche (ohne Abstand zur Straßenbegrenzungslinie) 

zulässig.  

1.4.4 Im Bereich von Leitungsrechten („LR“ siehe Planzeichnung) ist eine Bebauung mit 

Garagen und Nebenanlagen unzulässig. Carports und Stellplätze sind nur mit 

Zustimmung des durch das Leitungsrecht Begünstigten bzw. des Versorgungsträgers 

zulässig. Auf Textfestsetzung Ziffer 1.6 wird verwiesen. 
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1.5 Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

1.5.1 Im Baugebiet WR sind höchstens zwei Wohnungen je Wohngebäude zulässig.  

1.5.2 Im Baugebiet WA sind höchstens drei Wohnungen je Wohngebäude zulässig. 

1.6 Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen (§9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

1.6.1 Das in der Planzeichnung mit „LR“ gekennzeichnete Leitungsrecht wird zugunsten des 

Abwasserwerkes der Verbandsgemeinde Altenahr sowie den Versorgungsträgern 

festgesetzt. 

Das Abwasserwerk der Verbandsgemeinde Altenahr erhält für die mit Leitungsrecht 

belastende Fläche das Recht der Verlegung von (Kanal-) Leitungen, Schächten, etc. 

sowie das für die ordnungsgemäße Unterhaltung erforderliche jederzeitige Betretungs- 

und Eingriffsrecht. 

Die mit Leitungsrecht belegten Flächen dürfen nur in Abstimmung mit dem 

Abwasserwerk der Verbandsgemeinde Altenahr befestigt werden. Anpflanzungen sind 

zulässig und ebenfalls abzustimmen. 

1.6.2 Die Bebauung der Fläche „LR“ mit Bauwerken ist unzulässig.  

 
1.7 Flächen für Böschungen zur Herstellung der Verkehrsflächen (§9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

In der Planzeichnung sind die Flächen für notwendige Böschungen – soweit sie zur 

Herstellung der Straßenkörper auf privaten Grundstücksflächen erforderlich sind - festgesetzt. 

Die Straßenböschungen sind mit einem Neigungsverhältnis von max. 1: 1,5 anzulegen. 

 

1.8 Hinweis: Öffentliche Mülltonnenstandplätze 

In der Planurkunde ist innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche besondere Zweckbestimmung 

(Stichstraße im Baugebiet WR) durch die Kennzeichnung „MÜ“ eine sogenannte 

Sammelfläche für Abfallbehälter dargestellt. 

Diese Bereiche sind dazu bestimmt, dass sie am Tag der Müllabfuhr von den Müllfahrzeugen 

zu Entleerung der häuslichen Sammelbehälter angefahren werden. Eine Dauerunterbringung 

der privaten Müllgefäße ist auf dieser Fläche untersagt. Die Anlieger der Stichstraße im 

Baugebiet WR, deren Grundstücke nicht von dreiachsigen Müllfahrzeugen angefahren werden 

können, sind gehalten, ihre Abfallgefäße auf der gekennzeichneten Fläche am Abfuhrtag 

bereitzustellen und am gleichen Tag wieder zu entfernen. 
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1.9 Grüngestaltung auf privaten Flächen im Baugebiet WR (§9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

Auf den im Baugebiet WR gekennzeichneten Baugrundstücken ist je Baugrundstück ein 

großkroniger einheimischer Laubbaum mit einem Stammumfang von mindestens 18 cm, 

gemessen in 1,0 m Höhe, zu pflanzen.  

Für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind einheimische 

Pflanzarten zu verwenden.  
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2.  Örtliche Bauvorschriften (§88 LBauO RLP) 
 
2.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen im Baugebiet WR (§88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO) 
 

2.1.1 Dächer 

 2.1.1.1 Dachform   

Für das Baugebiet WR wird grundsätzlich das Satteldach festgesetzt. Für 

Nebenanlagen sind auch Flachdächer zulässig.  

   
2.1.1.2 Dachneigung 

Im Baugebiet WR sind Dachneigungen an Satteldächern von mindestens 35° 

festgesetzt. 

 

2.1.1.3 Materialien  

Im Baugebiet WR ist für die Eindeckung geneigter Dächer Materialien in den 

ortstypischen Grau- und Anthrazittönen zu wählen. Stark glänzende Materialien sind 

unzulässig (ausgenommen hiervon sind Materialien zur Nutzung der Sonnenenergie). 

  

2.1.1.4 Dachaufbauten 

Die Gesamtbreite der Dachaufbauten im Baugebiet WR darf auf jeder Gebäudeseite 

nicht mehr als 1/3 der Gesamtbreite der Trauflinie betragen. Von der Traufe ist ein 

Abstand von mindestens 0,5m und vom Ortgang jeweils mindestens 1,5m 

einzuhalten.  

  

2.1.1.5 Dachbegrünung 

Im Baugebiet WR sind Flachdächer an Nebenanlagen und Garagen, sowie 

überdachten Stellplätzen extensiv zu begrünen.  

 

2.1.2 Fassadenfarben 

Im Baugebiet WR sind nur Farben zulässig, die nach dem Natural Color System 

folgende Eigenschaften aufweisen:  

• Abgetöntes Weiß mit einem Schwarzanteil von höchstens 40%. 

• Farben aus dem Farbbereich von Gelb bis Rot (davon max. 80% Rot) mit 

einem Schwarzanteil von max. 40% und einem Buntanteil von höchstens 

20%. 

• Farben aus dem Farbbereich von Grün bis Gelb (davon mind. 70% Gelb) mit 

einem Schwarzanteil von max. 40% und einem Buntanteil von höchstens 

20%. 

 



7 
 

2.2 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen im Baugebiet WA (§88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO) 

2.2.1 Dachneigung  

Im Baugebiet WA sind bei Hauptgebäuden ausschließlich geneigte Dächer mit einer 

Dachneigung zwischen 23° und 30° zulässig. 

Garagen und Nebenanalgen dürfen von dieser Festsetzung abweichen. 

2.3 Einfriedungen im Baugebiet WR (§88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO) 

2.3.1 Im Baugebiet WR sind vor den straßenseitigen Baugrenzen sowie ihren geradlinigen 

Verlängerungen bis zu den Grundstücksgrenzen Einfriedungen, welche baulich 

angelegt sind (insbesondere Mauern und Zäune) unzulässig. Einfriedungen durch 

Bepflanzungen (Hecken) sind nur bis zu einer Höhe von 1,2 m über Oberkante der 

angrenzenden Verkehrsfläche zulässig. 

2.3.2 Die in der Planzeichnung eingetragenen Sichtdreiecke sind von jeder weiteren 

Bebauung freizuhalten. Anpflanzungen und Einfriedungen dürfen im Bereich der 

Sichtdreiecke eine Höhe von 0,80 m über Oberkante ausgebaute Erschließungsstraße 

an keiner Stelle überschreiten. Dies gilt nicht für hochkronige Bäume. Es ist durch 

geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass die erforderlichen Sichtweiten sowohl auf 

den öffentlichen, als auch auf den privaten Flächen eingehalten werden. 

 

2.4 Begrünung baulicher Anlagen sowie die Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern im 
Baugebiet WR (§88 Abs. 1 Nr. 7 LBauO) 

Im Baugebiet WR sind mindestens 50% der Fläche des Vorgartenbereichs, d.h. zwischen der 

Straßenbegrenzungslinie und der Vorderkante des Baukörpers bzw. dessen Verlängerung an 

die seitlichen Grundstücksgrenzen, offen zu gestalten.  

 

2.5 Zahl der notwendigen Stellplätze (§88 Abs. 1 Nr. 8 LBauO) 

Nach §88 Abs. 1 Nr. 8 LBauO wird die Zahl der notwendigen Stellplätze nach §47 LBauO wie 

folgt festgesetzt: 

Im gesamten Geltungsbereich der 12. Änderung des Bebauungsplans „Nr. 2“ sind pro 

Wohneinheit mindestens 2 Stellplätze auf dem Baugrundstück nachzuweisen. Statt Stellplätze 

können Garagen hergestellt werden.  
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3. Hinweise 

 

3.1 Hinweise zur Versickerung/ Regenwasserbewirtschaftung und 
Schmutzwasserentwässerung 

 Versickerung/Regenwasserbewirtschaftung 

Unter ökologischen und vor allem nachhaltigen Gesichtspunkten ist es zielführend, dass das 

ankommende Regen-/Oberflächenwasser auf den Privatflächen zunächst in z.B. Zisternen 

zurückgehalten und als mögliches Brauchwasser genutzt werden kann. Überschüssiges 

Regenwasser soll über die versickerungsfähigen Schichten dem Untergrund zugeführt werden.  

Die im Baugebiet WR vorliegenden Bodenarten sind für bis zu einer Tiefe von ca. 1,50m für 

eine Versickerung geeignet. Ab einer Tiefe von ca. 2,70m unter GOK ist Grund-

/Schichtenwasser zu erwarten. Einer Versickerung in den unter den Schluffen anstehenden 

Kiesen ist aufgrund des Grund-/Schichtenwassers nicht zulässig (siehe Bodengutachten).  

Es wird daher empfohlen Dachflächen-/Oberflächenwasser zur Brauchwassernutzung 

zurückzuhalten und überschüssige Regenwassermengen auf privaten Grundstücken zu 

versickern.  

Schmutzwasserentwässerung im Baugebiet WR 

Das Schmutzwasser ist leitungsgebunden zu entsorgen. Es ist geplant, dass die Entwässerung 

der neuen Stichstraße im Baugebiet WR über ein Trennsystem erfolgt. Dabei wird sowohl das 

Schmutz- als auch das Regenwasser an das westlich gelegene Trennsystem im Bereich 

„Birkenweg“ angeschlossen.  

 

3.2 Hinweise zur Telekommunikationsinfrastruktur 

In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone 

in einer Breite von ca. 0,30 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien vorzusehen. 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und 

Kanäle" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013 zu 

beachten. Es ist sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung 

und Erweiterung der Telekommunikationslinien nicht behindert werden. 

 

 

 

 

 



9 
 

3.3  Hinweise zur Verlegung von Telekommunikationsleitungen 

Im Plangebiet befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom Deutschland GmbH, die ggf. von 

geplanten Straßenänderungen berührt werden. Die vorhandenen Telekommunikationslinien sind zu 

berücksichtigen, damit kostenintensive Veränderungen vermieden werden. Es wird darauf hingewiesen, 

dass Veränderungen an diesen Anlagen nur durch beauftragte Unternehmer erfolgen darf. Im 

Planbereich befinden sich im Bereich der geplanten Stichstraße noch keine Telekommunikationslinien 

der Telekom Deutschland GmbH zur Versorgung des Änderungsbereichs 1 mit 

Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom Deutschland GmbH. Daher ist die Verlegung neuer 

Telekommunikationslinien (TK-Linien) erforderlich. 

Es ist sicherzustellen,  

- dass für den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes im Erschließungsgebiet eine 

ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftigen Straßen und Wege möglich 

ist, 

- dass auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zugunsten der Telekom 

Deutschland GmbH als zu belastende Fläche entsprechend § 9 (1) Ziffer 21 BauGB eingeräumt 

wird, 

- dass eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Leitungszonen nach 

DIN 1998 

vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau 

durch den Erschließungsträger erfolgt. 

 

3.4 Hinweise zu Boden und Baugrund 

Der Änderungsbereich des Bebauungsplanes „Nr.2“ liegt weitestgehend innerhalb der Aue des 

Kesselinger Bachs. Grundsätzlich ist mit dem oberflächennahen Anstehen von feinkörnigen und 

eventuell auch zum Teil organischen Bach- und Hochflutablagerungen sowie mit hohen 

Grundwasserständen zu rechnen. Diese Ablagerungen weisen in der Regel nur eine geringe 

Tragfähigkeit und hohe sowie möglicherweise auch ungleichmäßige Verformbarkeit auf. Durch 

die Vornutzung (agrarische Nutzung) ist der Baugrund zumindest teilweise gestört.  

Für alle Bauvorhaben werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen. Die 

Baugrunduntersuchungen sind dem LGB anzuzeigen und die Ergebnisse (Geodaten) sind 

mitzuteilen (siehe https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz.html). 

Im Rahmen der Planung sind zukünftige Starkregenereignisse zu berücksichtigen. Von der 

Planung von Versickerungsanlagen wird abgeraten. 

Bei allen Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a. DIN 

4020, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Bei allen Bodenarbeiten sind die 

Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu berücksichtigen. 

http://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz.html)
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3.5  Hinweise auf Ausgleichfläche außerhalb des Baugebietes  

Nach den §§15 LNatSchG und 30 BNatSchG ist es verboten, magere Flachlandmähwiesen zu 

beeinträchtigen. Im Zuge der Überbauung der Fläche des Baugebiets WR wird die Wiese im 

Teiländerungsbereich zerstört werden.  

Magere Flachlandmähwiesen der Ausbildung B (mit keiner Tendenz zu A) gelten als 

sogenannte Fragmentgesellschaften. D. h. sie erfüllen die erforderlichen Anforderungen (u. a. 

mindestens 4 charakteristische Arten) für eine nach §15 LNatSchG geschützte magere 

Flachlandmähwiese. Es fehlen aber weitere Kennarten und Magerkeitszeiger, die eine 

Differenzierung bis zum Gesellschaftsrang bzw. bis zum Erhaltungszustand A erlauben würden.  

Solche Vegetationsgesellschaften können innerhalb eines überschaubaren Zeitraumes an 

anderer Stelle durch eine extensive Grünlandpflege wiederhergestellt werden und sind somit 

ausgleichbar.  

Die Ausgleichbarkeit von mageren Flachlandmähwiesen der Ausbildung C und B wurde vom 

Landesamt für Umwelt bestätigt.  

Als Ausgleichsfläche ist das Flurstück mit der Nummer 216/39, Flur 11 in der Gemarkung 

Ahrbrück nach den Maßgaben des Antrags auf Ausnahme gemäß §30 Abs. 3 BNatSchG zu 

bewirtschaften (s. Ausnahmeerteilung der Unteren Naturschutzbehörde der Kreisverwaltung 

Ahrweiler, 17.05.2023, Anlage 7 zur Begründung). 

 

3.6 Allgemeine Hinweise zum Baugrund 

„Anstehende bindige Böden und gemischtkörnige Böden können bei Wasserzutritt stark 

aufweichen. Diese Eigenschaft wird durch mechanische Beanspruchung (z.B. LKW oder 

Baggerverkehr) verstärkt. Es wird empfohlen, im Rahmen der baubetrieblichen Planung die 

Anlage von Baustraßen bzw. die Befestigung der Arbeitsplätze von schwerem Gerät, um einem 

Aufweichen dieser Böden entgegenzuwirken. Das Material der Tragschicht sollte direkt nach 

Freilegung des Planums aufgebracht werden. Bei der Verdichtung des Planums ist mit 

äußerster Vorsicht vorzugehen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die 

anstehenden bindigen Bodenhorizonte unter dynamischer Beanspruchung zur Entfestigung 

bzw. zum Aufweichen neigen. Um einem Aufweichen der bindigen Böden entgegenzuwirken, 

wird weiterhin empfohlen, die Erdarbeiten ausschließlich mit vor-Kopf arbeitenden Geräten 

durchzuführen. Bei fehlenden Daten zur geplanten Baumaßnahme wurden Annahmen 

getroffen, die im Text beschrieben sind. Die Annahmen sollten bei Vorliegen der endgültigen 

Daten zur Bauwerksplanung überprüft werden. Bei relevanten Abweichungen sollte der 

Gutachter hinsichtlich etwa erforderlicher Anpassungen der Gründungsempfehlung 

hinzugezogen werden. Die Aussagen beziehen sich auf die untersuchten Bereiche. Es kann 

nicht ausgeschlossen werden, dass innerhalb des Baubereichs Auffüllungen bzw. Böden 

vorliegen, die schlechtere baugrundtechnische Eigenschaften aufweisen. Die hier beschrieben 

Aussagen zu Gründungen von Gebäude beziehen sich auf mögliche Szenarien einer 
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Bebauung. Nach Vorliegen endgültiger Planungen wird die Durchführung detaillierter 

Baugrundgutachten empfohlen“ (vgl. RSK Alenco GmbH: Historische Erkundung im geplanten 

Neubaugebiet Talstraße in 53506 Ahrbrück: S. 12, 23.02.2023, Anlage 3 im Anhang zur 

Begründung).  

 

3.7  Hinweise zur Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht (§§16 – 21 
Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz) 

Bislang liegen der Direktion Landesarchäologie in diesem Bereich keine konkreten Hinweise 

auf archäologische Fundstellen vor. Allerdings wird der Planungsbereich aus topographischen 

Gesichtspunkten als archäologische Verdachtsfläche eingestuft. Dementsprechend können bei 

Bodeneingriffen bisher unbekannte archäologische Denkmäler zu Tage treten, die vor ihrer 

Zerstörung durch die Baumaßnahmen fachgerecht untersucht werden müssen. 

Bekanntgabe des Erdbaubeginns 

Der Vorhabenträger ist auf die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht (§16-21 DSchG 

RLP) hinzuweisen. Der Baubeginn ist mindestens 2 Wochen vorher per E-Mail über 

landesarchaeologie-koblenz@gdke.rlp.de oder telefonisch unter 0261 6675 3000 anzuzeigen. 

Weiterhin sind der Vorhabenträger wie auch die örtlich eingesetzten Firmen darüber zu 

unterrichten, dass ungenehmigte sowie unangemeldete Erd- und Bauarbeiten in Bereichen, in 

denen archäologische Denkmäler vermutet werden, nach § 33 Abs. 1 Nr. 13 DSchG RLP 

ordnungswidrig sind. Unabhängig von dieser Forderung ist der Vorhabenträger sowie die 

ausführenden, vor Ort eingesetzten Firmen bezüglich der Melde-, Erhaltungs- und 

Ablieferungspflicht von archäologischen Funden und Befunden an die Bestimmungen gemäß 

§§ 16 - 21 DSchG RLP gebunden. 

 

3.8  Hinweise zum Brandschutz 

Die Ausführungen des Fachbereiches für Brandschutz sind im Wesentlichen nicht Gegenstand 

einer Bauleitplanung, sondern betreffen weit überwiegend die nachfolgende (Bau-) 

Genehmigungsbehörde. Die Löschwasserversorgung von 48 m³/h über 2 Stunden 

(Grundschutz) aus dem öffentlichen Trinkwassernetz ist sichergestellt.  

 

3.9 Hinweise zu Lärmpegelbereiche 

Wie im schallschutztechnischen Untersuchungsbericht dargestellt wurden in bestimmten 

Bereichen des Änderungsbereichs Lärmpegelbereiche III nachgewiesen. Im Lärmpegelbereich 

III ist für Gebäude mit Wohnnutzung das Schalldamm-Maß der Fassade gegen Außenlärm 

(quasi Mittelwert der fassadenbildenden Bauteile) im Rahmen des Bauantrages rechnerisch 

nachzuweisen. 
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Im schallschutztechnischen Untersuchungsbericht wird aufgeführt, dass allgemein davon 

ausgegangen werden kann, dass bei üblichen Fassadenkonstruktionen und 

Fensterflächenanteilen keine erhebliche Mehraufwendungen für den Schallschutz im 

Lärmpegelbereich III aufgebracht werden müssen, jedoch muss im Rahmen des 

Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen werden, dass ausreichend 

Schallschutzmaßnahmen ergriffen werden (vgl. Ingenieurbüro für Bauphysik Dipl.-Ing. Ch. 

Malo: Schallschutztechnischer Untersuchungsbericht zum Bebauungsplan „Nr.2, 12. 

Änderung“, 53506 Ahrbrück, 29.02.2024: S. 39 ff., Anlage 8 im Anhang zur Begründung). 

 

3.10  Hinweise zu Wasserwirtschaft und Starkregenvorsorge  

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 31 Landeswassergesetz (LWG) die Errichtung, der 

Betrieb und die wesentliche Veränderung einer Anlage am Gewässer III. Ordnung im 10 m-

Bereich einer Genehmigung der zuständigen unteren Wasserbehörde bedarf. Dies gilt auch für 

baugenehmigungsfreie Anlagen. Die Genehmigungspflicht gilt nicht für Anlagen, die aufgrund 

ihrer Lage in einem Überschwemmungsgebiet einer wasserrechtlichen 

Ausnahmegenehmigung bedürfen. 

Die Errichtung von Neubauten sollte in einer an möglichen Überflutung angepassten Bauweise 

erfolgen. Abflussrinnen sollten von Bebauung freigehalten und geeignete Maßnahmen (wie z.B. 

Notwasserwege) ergriffen werden, sodass ein möglichst schadloser Abfluss des Wassers durch 

die Bebauung gewährleistet werden kann. Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen 

des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor 

nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen. Gemäß § 34 BauGB 

müssen die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt bleiben. Da die 

Karte auf topographischen Informationen basiert, ist eine Validierung der möglichen 

Sturzflutgefährdung vor Ort notwendig. 

 


